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Teil 1

Einführung in die Thematik

A. Problemstellung

I. Dezentrale Arbeitserbringung im Betrieb

Bereits seit Jahren erfasst der digitale Wandel von Gesellschaft und Wirtschaft 
auch die Arbeitswelt.1 Produktions- und Logistikketten in Unternehmen werden 
zunehmend miteinander vernetzt und automatisiert, wodurch virtuelle und reale 
Prozesse verschmelzen.2 Arbeitnehmer arbeiten nicht mehr an festen Arbeitsplät
zen, sondern erledigen ihre Aufgaben immer öfter mobil von Orten außerhalb des 
Betriebes3 oder bekommen ihre Aufträge über digitale Plattformen, ohne überhaupt 
ein Unternehmen betreten zu haben.4 Stichwortartig werden diese Entwicklungen 
meist Industrie 4.0, Homeoffice oder Crowdworking genannt, wobei diese Begriffe 
gebündelt eine Vielzahl von Veränderungen aufgrund neuer Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) widerspiegeln, welche allgemein als digitaler 
Wandel beschrieben werden.5 Dieser durch IKT hervorgerufene Wandel6 führt 
dazu, dass analoge und altbewährte Anwendungspraxen stetig durch neue Techno
logien ersetzt werden, wodurch Arbeitsleistungen immer häufiger dezentral er
bracht werden, statt zentral im traditionellen Betrieb.7 Krause konstatiert daher in 
seinem Gutachten zum 71. deutschen Juristentag eine Erosion des Normalbetriebes, 
da durch veränderte Organisationsstrukturen die Grundlagen für den Betrieb als 
traditionelles Gravitationszentrum der Arbeitsbeziehungen zunehmend aufgeweicht 
werden.8 Diese Veränderung in der Unternehmensstruktur stellt für bestehende 

1 Zu der Frage was ist Digitalisierung, vgl. Müller-Brehm/Otto/Puntschuh, izpb Nr. 344/ 
2020, 4 (4 f.); Grünbuch Arbeiten 4.0, 14.

2 Grünbuch Arbeiten 4.0, 15, entspricht der Beschreibung von Industrie 4.0.
3 Richardi/Maschmann, BetrVG, § 87 Rn. 201a, Homeoffice als mobile Form des Arbei

tens.
4 Grünbuch Arbeiten 4.0, 16, entspricht der Beschreibung von Crowdworking.
5 Vgl. auch Grünbuch Arbeiten 4.0, 14.
6 Krause, Gutachten B 71. Juristentag, 88, kommt zu dem Schluss, dass dieser Wandel 

zwar nicht ausschließlich auf IKT beruht, allerdings ohne deren Einsatz nicht möglich wäre.
7 Behder, AiB 3/2023, 23; Loritz, FS 100 Jahre BetrVR, 425 (428 f.); Schwarze, RdA 2019, 

115, spricht von einer „Diskontinuierung der Arbeit“; Wedde, FS 100 Jahre BetrVR, 793 
(794), „verändert auch die räumlichen Rahmenbedingungen der Arbeitserbringung“.

8 Krause, Gutachten B 71. Juristentag, 88.



Regelungen im Arbeitsrecht sowohl auf individualrechtlicher als auch auf kollek
tivrechtlicher Ebene eine Belastungsprobe und Herausforderung dar.9 Während im 
Individualarbeitsrecht Fragen in der Hinsicht zu diskutieren sind, ob es bereits einen 
Rechtsanspruch auf Homeoffice gibt oder geben sollte,10 welche Möglichkeiten der 
Arbeitgeber zur Überwachung der Arbeitnehmer hierbei hat oder ob Crowdworker 
als Arbeitnehmer anzusehen sind,11 stellen sich auf kollektivrechtlicher Ebene Fra
gen nach der effektiven Interessenvertretung von Arbeitnehmern außerhalb des 
Betriebes12 sowie noch wesentlich grundlegendere Fragen dazu, ob nicht die Ar
beitsweisen der Interessenvertretungen selbst an die zunehmende Dezentralisierung 
der Arbeitsleistungen anzupassen sind.13 Wenn Arbeitnehmer von zuhause aus 
Videokonferenzen abhalten, dabei zusammenarbeiten und in Absprache mit dem 
Arbeitgeber Entscheidungen treffen, dann wäre es nur naheliegend, dass die Ar
beitsweisen ihrer Interessenvertretungen auf die gleiche oder zumindest ähnliche 
Weise funktionieren. Denn wie könnten Arbeitnehmervertretungen die sich durch 
die Digitalisierung wandelnden Interessen der Arbeitnehmerschaft besser verstehen 
und damit auch wahrnehmen, als wenn ihre eigenen Arbeitsweisen mit jenen der 
Belegschaft vergleichbar wären?14 Während sich Gewerkschaften als Interessen
vertretungen der Arbeitnehmer aufgrund ihrer aus Art. 9 Abs. 3 GG erwachsenen 
Verbandsautonomie eine eigene Satzung geben und dadurch ihre Organisation und 
Geschäftsführung eigenverantwortlich dem digitalen Wandel anpassen können,15

sind Betriebsräte von der gesetzgeberischen Gestaltung im BetrVG abhängig.

In diesem Bereich der Digitalisierung ist der Gesetzgeber in jüngster Vergan
genheit durch Änderung der §§ 30, 33 und 34 BetrVG im Rahmen des Betriebsrä
temodernisierungsgesetzes tätig geworden.16 Bis dahin waren Betriebsratsmitglie
der dazu angehalten, ihre Willensbildung sowie die daraus resultierende Be
schlussfassung im Rahmen einer Präsenzsitzung vorzunehmen. Überlegungen, die 
Sitzungen mit mehr oder weniger neuen Technologien, wie Video- oder Telefon

9 Vgl. Maußner, ArbRAktuell 2023, 37 ff., „Allein auf weiter Flur – wie Betriebsräte ihre 
Arbeit erfolgreich auf neue betriebliche Realitäten – Homeoffice und mobiles Arbeiten – 
ausrichten können“.

10 Damit befassen sich z.B. Schulze/Simon, ArbRAktuell 2021, 119 ff.
11 Vgl. dazu Krause, Gutachten B 71. Juristentag, 24 ff.
12 Zur Geeignetheit des Betriebsbegriffs, Behder, AiB 3/2023, 23 ff.
13 Behder, AiB 3/2023, 23 (24 f.); Krause, Gutachten B 71. Juristentag, 88, unter dem 

Stichwort „Effektuierung der Betriebsratsarbeit“; Schwarze, RdA 2019, 115 (117 f.), „Verän
derungsbedarf bei der organisatorischen Mitbestimmung“.

14 Loritz, FS 100 Jahre BetrVR, 425 (426), merkt in diesem Zusammenhang an, dass „wer 
seine Fotos und Erlebnisse live und weltweit Fremden zu Verfügung stellt, hat keinen Sinn 
dafür, sich durch einen Betriebsrat bei seiner kreativen Tätigkeit für die virtuelle Welt und in 
dieser beschränken zu lassen.“

15 BAG 18. 7. 2006 – 1 ABR 36/05, AP Nr. 19 zu § 2 TVG Tarifzuständigkeit (Rn. 55); 
ErfK/Linsenmaier, GG, Art. 9 Rn. 40.

16 Eingeführt mit dem Betriebsrätemodernisierungsgesetz (BRModG) vom 14. 6. 2021; vgl. 
BGBl. 2021 Teil I Nr. 32, 1762 (1762).
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konferenzen, abzuhalten, galten nach mehrheitlicher Auffassung mit den rechtli
chen Vorgaben der §§ 30 und 33 BetrVG (a. F.) nicht17 oder nur in Ausnahmefäl
len18 als vereinbar. Sich darüber hinwegzusetzen, konnte daher zu einer Unwirk
samkeit der gefassten Beschlüsse führen,19 weshalb in der Praxis Betriebsratssit
zungen nahezu ausschließlich in Präsenz abgehalten wurden. Zu der gesetzlichen 
Ermöglichung virtueller Betriebsratssitzungen kam es aber zunächst nicht aufgrund 
der allgemeinen Digitalisierungsbestrebungen der damaligen Regierung im Zuge 
von Arbeiten 4.0 oder ähnlichen digitalen Initiativen, sondern sie entwickelte sich 
vielmehr aus dem praktischen Bedürfnis während der Corona-Pandemie, zwi
schenmenschliche und in Präsenz stattfindende Treffen aus Gründen des Gesund
heitsschutzes zu reduzieren.20 Zeitlich befristet wurde daher zunächst eine Über
gangsnorm in § 129 Abs. 1 S. 1 BetrVG geschaffen,21 bevor den sich mehrenden 
Forderungen, die Betriebsratsarbeit auch auf virtueller Ebene zu ermöglichen, in 
den §§ 30 und 33 BetrVG des Betriebsrätemodernisierungsgesetzes dauerhaft 
Rechnung getragen worden ist.22 Allerdings wurde die Teilnahmemöglichkeit an 
digitalen Betriebsratssitzungen nicht vorbehaltslos gewährt, sondern an katalogar
tige, in § 30 Abs. 2 BetrVG aufgeführte Bedingungen geknüpft. Demnach wird der 
analogen Sitzung ein Vorrang gegenüber der digitalen Sitzung eingeräumt, welcher 
in der Geschäftsordnung gem. § 30 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BetrVG zwingend zu regeln 
ist. Dabei darf nicht ein Viertel der Mitglieder Widerspruch gegen das digitale 
Sitzungsformat i.S. d. § 30 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 BetrVG erheben. Es muss gem. §§ 30 
Abs. 2 S. 1 Nr. 3 und S. 2 BetrVG sichergestellt sein, dass Dritte vom Inhalt der 

17 Haase, GmbHR 2020, 943 (947); Jesgarzewski/Holzendorf, NZA Online-Aufsatz 5/ 
2012, 1 (5); Klebe, NZA-Beilage 2017, 77 (84); Klebe/Ratayczak/Heilmann/Spoo (21. Auf
lage), BetrVG, § 30 Rn. 5, § 33 Rn. 3; Löwisch/Kaiser (7. Auflage), BetrVG, § 30 Rn. 1, § 33 
Rn. 3; GK-BetrVG/Raab (11. Auflage), § 33 Rn. 12; Richardi/Thüsing (16. Auflage), Betr
VG, § 33 Rn. 3; DKW/Wedde (17. Auflage), BetrVG, §30 Rn. 12, § 33 Rn. 11; a.A.: Beden/ 
Rombey, BB 2020, 1141 (1144); Britz, PersV 2012, 450 (451); Fündling/Sorber, NZA 2017, 
552 (557); Günther/Böglmüller/Mesina, NZA 2020, 77 (78 f.); ErfK/Koch (20. Auflage), 
BetrVG, § 33 Rn. 3; Thüsing/Beden, BB 2019, 372 (378); NK-GA/Wolmerath, BetrVG, § 33 
Rn. 4.

18 Fitting (30. Auflage), BetrVG, § 33 Rn. 21b–d; Hess, Arbeitswelt 4.0, 41; Jansen, 
elektronische Kommunikation, 92.

19 Ggf. wegen eines Verstoßes gegen die Nichtöffentlichkeit, vgl. Klebe/Ratayczak/Heil
mann/Spoo, BetrVG, § 30 Rn. 5.

20 Vgl. Ministererklärung von Hubertus Heil, „Präsenzsitzung zu Gefahren für das Leben 
oder Gesundheit führt oder wegen behördlicher Anordnung nicht möglich ist …“, abrufbar 
unter https://hamburg.verdi.de/++file++5e7a3fcc5194ec986a9c2430/download/ministererklae 
rung-arbeit-der-betriebsraete-unterstuetzen.pdf (zuletzt abgerufen am 8.9. 2024); vgl. Raab, FA 
2021, 286; Ch. Weber, JArbR Bd. 58, 91 f.

21 Gesetze zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur Wei
terentwicklung der Ausbildungsförderung vom 20. 5. 2020, vgl. BGBl. 2020 Teil I 1 Nr. 24, 
1044 (1051).

22 Fündling/Sorber, NZA 2017, 552 (557); Günther/Böglmüller/Mesina, NZA 2020, 77 
(79); Krause, Gutachten B 71. Juristentag, 97.
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Sitzung keine Kenntnis erlangen können und es dürfen keine Aufzeichnungen von 
der virtuellen Sitzung angefertigt werden.

Diese dauerhafte Ermöglichung von Video- und Telefonkonferenzen in § 30 
Abs. 2 BetrVG ist ein Hinweis darauf, dass der Gesetzgeber den Betriebsratsmit
gliedern die virtuelle Entscheidungsfindung und damit auch dezentrales Arbeiten, 
angepasst an die veränderten Strukturen im Betrieb, ermöglichen will. Zugleich 
lassen die in § 30 Abs. 2 BetrVG aufgenommenen Bedingungen aber auch den 
Rückschluss zu, dass gegen die virtuelle Betriebsratssitzung zahlreiche Vorbehalte 
bestehen. Bereits im Vorfeld des Betriebsrätemodernisierungsgesetzes wurde dar
auf hingewiesen, dass bei Video- und insbesondere bei Telefonkonferenzen die 
Kommunikation zwischen den Mitgliedern nur eingeschränkt möglich sei. Mimik 
und Gestik der einzelnen Mitglieder seien nur schwer wahrnehmbar und es könne 
auch keine informellen Gespräche in den Sitzungspausen wie bei der herkömmli
chen Präsenzsitzung geben.23 Daneben wurden auch Bedenken geltend gemacht, 
dass die Nichtöffentlichkeit in virtuellen Sitzungen nicht zu gewährleisten sei.24

Dritte könnten sich unbemerkt in die Sitzungen einwählen und diese dadurch 
heimlich belauschen.25 Können sich Betriebsratsmitglieder aber aufgrund techni
scher Unzulänglichkeiten nur noch eingeschränkt wahrnehmen oder müssen stets 
befürchten, von Dritten heimlich belauscht zu werden, dann könnte sich dies ne
gativ auf die Beschlussfassung auswirken.26 Nicht zuletzt fordert daher ver.di, eine 
der mitgliederstärksten Gewerkschaften Deutschlands: „Virtuelle Betriebsratsarbeit 
muss die Ausnahme sein“.27

II. Zunehmender Einfluss des Datenschutzrechts 
auf die Betriebsratsarbeit

Neben diesen Veränderungen im Bereich der Betriebsstruktur tritt als weitere 
Entwicklung noch das Datenschutzrecht, welches zunehmend Einfluss auf die Ar
beitsweisen im Betrieb nimmt. Schon bevor analoge und altbewährte Anwen
dungspraxen im Betrieb stetig durch neue Technologien ersetzt wurden, hatte die 

23 Vgl. Jansen, Elektronische Kommunikation, 88 ff.; Klebe, NZA 2020, 996 (996 f.); GK- 
BetrVG/Raab (11. Auflage), § 33 Rn. 12; DKW/Wedde (17. Auflage), BetrVG, § 33 Rn. 11.

24 Thüsing/Beden, NZA 545 (546); Jesgarzewski/Holzendorf, NZA Online Aufsatz 5/2012, 
4; Klebe/Ratayczak/Heilmann/Spoo (21. Auflage), BetrVG, § 30 Rn. 5; Löwisch/Kaiser 
(7. Auflage), BetrVG, § 30 Rn. 1; DKW/Wedde (17. Auflage), BetrVG, § 30 Rn. 12, § 33 
Rn. 11.

25 Jesgarzewski/Holzendorf, NZA Online Aufsatz 5/2012, 4.
26 Zur Unwirksamkeit bei einem Verstoß gegen das Prinzip der Nichtöffentlichkeit, Teil 3, 

B. II.
27 „Virtuelle Betriebsratsarbeit muss die Ausnahme sein“, abrufbar unter https://verlage- 

druck-papier.verdi.de/ueber-uns/nachrichten/++co++b961c534-3591-11eb-96bb-001a4a16012a
(zuletzt abgerufen am 8.9. 2024).
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Betriebsratsarbeit zahlreiche Berührungspunkte mit Arbeitnehmerdaten. Ob der 
Betriebsrat im Rahmen einer Kündigung nach § 102 Abs. 1 BetrVG die einzelnen 
Kündigungsgründe des Arbeitnehmers vom Arbeitgeber erfährt, bei einer Neuein
stellung die Bewerbungsunterlagen vom Arbeitgeber gem. § 99 Abs. 1 S. 1 BetrVG 
erhält oder innerhalb seiner Sprechstunden Persönliches vom Arbeitnehmer mitge
teilt bekommt, die Berührungspunkte des Betriebsrats mit personenbezogenen Ar
beitnehmerdaten sind vielfältig.28 Können Entscheidungen des Betriebsrats nun 
auch virtuell und dezentral von verschiedenen Standorten aus getroffen werden, 
führt dies zu einer noch umfangreicheren Verarbeitung von Arbeitnehmerdaten. 
Während für die Betriebsratsarbeit erforderliche Daten wie Personalakten, Bewer
bungsunterlagen oder Personalfragebögen, in Präsenzsitzungen meist in einfacher 
Ausfertigung eingesehen werden, findet im virtuellen Raum eine nahezu unüber
schaubare Vervielfältigung dieser Daten statt. Informationen über Arbeitnehmer 
sind dadurch rund um die Uhr verfügbar, können von mehreren Gremienmitgliedern 
gleichzeitig eingesehen werden und sind von überall her abrufbar.

Obwohl der Betriebsrat die Interessen der Arbeitnehmerschaft vertritt, sind sol
che Datenverarbeitungen aber nicht immer erfreulich für die Beschäftigten. Für sie 
ist es faktisch meist nicht mehr nachvollziehbar, wie viele Kopien, analog oder 
digital, von ihren Daten existieren, wer alles Zugriff auf diese hat und um welche 
persönlichen Informationen es sich dabei überhaupt handelt. Nicht jeder Arbeit
nehmer will Details über eine Erkrankung mit anderen teilen, nicht jede Arbeit
nehmerin will ihre Schwangerschaft gleich von Beginn an offenlegen. Auf der an
deren Seite ist der Betriebsrat aber häufig gerade auf solche Informationen ange
wiesen, um die Interessen der Arbeitnehmerschaft effektiv vertreten zu können. So 
müssen Arbeitsstellen von kranken oder schwangeren Beschäftigten, die sich in 
Zukunft nicht oder nur eingeschränkt im Betrieb einbringen können, anderweitig 
besetzt werden und lösen damit auch Mitbestimmungsrechte, wie zum Beispiel 
nach § 99 BetrVG, aus.29

Bereits Art. 1 Abs. 1 der DS-GVO, wonach die Verordnung „Vorschriften zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und 
zum freien Verkehr solcher Daten“ enthält, verdeutlicht die Zielsetzung des Da
tenschutzrechts, den Widerspruch dieser gegeneinander laufenden Interessen auf
zulösen.30 Art. 1 Abs. 1 DS-GVO veranschaulicht zugleich aber auch, dass weder 
der Schutz der personenbezogenen Daten, noch das Interesse an einem möglichst 
freien Datenverkehr, voll zur Geltung gelangen können, sondern sich stets gegen

28 Weitere Beispiele: Körner, DSGVO in der betrieblichen Praxis, 56; Kroh, Arbeitneh
merdatenschutz, 172, „umfassende (digitale) Datenbanken mit personenbezogenen Daten der 
Mitarbeiter anlegen“.

29 Z. B., wenn sich durch eine dauerhafte Erkrankung die Art und Weise ändert, in der die 
Aufgaben im Betrieb zu erledigen sind, vgl. dazu GK-BetrVG/Raab, § 99 Rn. 103.

30 Zum missverständlichen Begriff des „Datenschutzes“ Simitis/Hornung/Spiecker, DS- 
GVO, Einleitung Rn. 2; Däubler/Wedde/Weichert/Sommer, DS-GVO, Einleitung Rn. 1.
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